
 
Zusammenfassung des eigenständigen Beitrags der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes zum 
Zweiten Bericht gemäß § 27 Abs. 4 AGG 

 

Kontext und Zielsetzungen 
 
Bildung und Arbeit sind zentrale Lebensbereiche, in denen Diskriminierung stattfinden kann. Sie 
bieten aber auch besonders große Chancen, auf Vielfalt und Chancengleichheit hinzuwirken. 
Aus diesem Grund haben sich die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) in 
Zusammenwirken mit den in ihrem Zuständigkeitsbereich betroffenen Beauftragten der 
Bundesregierung und des Deutschen Bundestages entschlossen, den Schwerpunkt des 
vorliegenden Berichts auf diese Themen zu setzen. 
 
Im Auftrag der ADS umgesetzte wissenschaftliche Analysen, Expert_innengespräche, die 
Auswertung von Beratungsanfragen an die ADS und andere Beschwerdestellen sowie die 
Auswertung externer Studien liefern einen Überblick über Art und Umfang von 
Diskriminierungen und Diskriminierungsrisiken bei der kindlichen Frühförderung, in Schule und 
Ausbildung, an Universitäten und auf dem Arbeitsmarkt. Kern des Berichtes sind die 
anschließenden Empfehlungen und Handlungsvorschläge, die sich sowohl an die Politik als auch 
an Bildungsinstitutionen und Arbeitgeber_innen richten. 
 
Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) legt alle vier Jahre gemeinsam mit den oben 
erwähnten Beauftragten einen Bericht über Benachteiligungen aus den im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannten Gründen vor. Empfehlungen zur Vermeidung und 
Beseitigung von Benachteiligungen sind dabei eines der zentralen Ziele. Wie bereits die 
Anfragen an die Beratungsstelle der ADS zeigen, fühlen sich viele Menschen im Bereich Bildung 
und Arbeitsleben wegen ihrer ethnischen Herkunft, ihres Geschlechts, der Religion oder 
Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters und/oder der sexuellen Identität benachteiligt. 
Neben diesen - durch das AGG geschützten - Merkmalen gibt es aber auch eine bedeutsame 
Diskriminierung aufgrund der „sozialen Herkunft“. Ihr widmet sich der Bericht ebenfalls. 
 
Die ADS legt dabei Wert auf eine „horizontale Perspektive“, d. h. die gleichwertige Betrachtung 
aller Diskriminierungsmerkmale. Weil die Themenbereiche besonders umfassend sind, 
konzentriert sich der Bericht dabei auf einige beispielhafte Fragestellungen. 
  



Ergebnisse 
Bildung 

 
Frühkindliche Erziehung: 
Bereits bei der frühkindlichen Betreuung findet Segregation statt, die Trennung in verschiedene 
(soziale) Gruppen. Sie betrifft zum einen behinderte Kinder in speziellen Fördereinrichtungen. 
Fast ein Drittel aller behinderten Kinder wird in separaten Einrichtungen betreut. Aber auch 
Kinder mit Migrationshintergrund oder „niedriger sozialer Herkunft“ werden segregiert. Das hat 
oft strukturelle Gründe und ergibt sich z. B., wenn Eltern in einem „armen“ Stadtteil oder einem 
mit besonders vielen Menschen mit Migrationshintergrund vor allem ortsnahe 
Kinderbetreuung wählen. 
 
Die Teilhabechancen dieser Kinder sind dadurch gefährdet, da heterogene und vielfältige 
Gruppen sich positiver auf die Bildungschancen und die soziale Entwicklung auswirken. 
Wesentlich vorteilhafter sind daher integrative/inklusive Kindertageseinrichtungen. 
 
Eine diskriminierungsfreie Erziehung ist bereits im Krippen- und Kindergartenalter wichtig. 
Diskriminierungen können sich z. B. in Skepsis der Erzieher_innen gegenüber Mehrsprachigkeit 
äußern sowie in Vorstellungen darüber, was „normal“ und „nicht normal“ ist. Um solche 
Diskriminierungen zu verhindern, ist auch eine größere Vielfalt beim Personal nötig. Bislang 
mangelt es in Kindertageseinrichtungen an männlichen Mitarbeitern, Erzieher_innen mit 
Migrationshintergrund, Erzieher_innen mit Behinderung sowie unterschiedlichen Alters. 
 
Allgemeinbildende Schulen: 
Die Risiken, in allgemeinbildenden Schulen diskriminiert zu werden, sind vielfältig. Bereits in der 
Grundschule herrscht eine „Ausgrenzungspraxis“ vor, die Chancenungleichheit bedingt und 
teilweise fördert. Dazu gehören das Aufnahmeverfahren und die Einschulungsphase, die 
Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs sowie die 
Übergangsempfehlungen auf weiterführende Schulen am Ende der Grundschulzeit. In all diesen 
Bereichen können Vorurteile und Diskriminierung sich nachteilig auf den weiteren 
Bildungsverlauf der Kinder auswirken. 
 
Rechtlich mangelt es in den meisten Schulgesetzen der Länder an einem umfassenden Schutz 
vor Diskriminierung. Weder gibt es ausreichend ausdrückliche Verbote von Benachteiligungen, 
noch sind die Wege für eine Beschwerde und den Rechtsschutz klar definiert. Hier müssen 
dringend Schutzlücken geschlossen werden. 
  



Zugang zur Schule: 
Das Recht auf einen diskriminierungsfreien Zugang zur Regelschule ist bisher nur unzureichend 
verwirklicht. So fehlt es in vielen Ländern an einer ausdrücklichen Schulpflicht für Kinder ohne 
Aufenthaltsstatus. Einige Länder haben in ihren Schulgesetzen immerhin ein Schulbesuchsrecht 
formuliert, in anderen gibt es jedoch bisher weder das eine noch das andere, hier bedarf es 
einer rechtlichen Gleichstellung. 
 
Nicht einmal ein Fünftel der Kinder mit Förderbedarf besucht eine Regelschule. Die 
Schulgesetze setzen Inklusion bisher nur zögerlich um, obwohl sich aus der UN-
Behindertenrechtskonvention die Pflicht ableitet, das Recht auf inklusive Beschulung in die 
Schulgesetze aufzunehmen. Verstärkt wird das Problem durch das „Inklusionsdilemma“: Eltern 
wollen zwar eine inklusive Beschulung ihrer behinderten Kinder, fürchten aber 
Benachteiligungen in unzureichend vorbereiteten Regelschulen. 
 
Kinder mit Migrationshintergrund leiden unter Vorurteilen und sachlich ungerechtfertigten 
Zuschreibungen wie etwa einer niedrigeren Leistungsfähigkeit. Sie bekommen häufiger einen 
sonderpädagogischen Förderbedarf attestiert. Studien zufolge könnte dies auch daran liegen, 
dass Verfahren zur Feststellung dieses Bedarfs an fehlenden Deutschkenntnissen festgemacht 
werden. Besonders problematisch ist hierbei, dass Förderschulen zugleich weniger spezifische 
Unterstützung für Kinder mit Migrationshintergrund bieten als Regelschulen. 
 
Leistungsbewertung: 
Auch bei der Erteilung von Noten und anderen Leistungsbewertungen können diskriminierende 
Mechanismen zum Tragen kommen. So kann z. B. ein türkischer Name oder die „niedrige 
soziale Herkunft“ von Schüler_innen beim Lehrkörper dazu führen, dass Leistungen schlechter 
bewertet werden. Je relevanter Noten für die weitere berufliche und Ausbildungslaufbahn sind, 
desto problematischer ist die scheinbar neutrale Notengebung. 
 
Eine gerechte Bewertung der schulischen Leistungen bleibt dabei eine Idealvorstellung. Sinnvoll 
wäre es daher, wenn Schulen mehr auf das Lernen und die Förderung der Chancengerechtigkeit 
abzielten. 
 
Übergang von der Grundschule: 
Der Übergang auf eine weiterführende Schule stellt entscheidende Weichen für die Zukunft der 
Kinder. Umso wichtiger ist es, dass dieser gerecht und diskriminierungsfrei geschieht. Neben 
der Leistungsbewertung und –beurteilung gibt es hier jedoch weitere Diskriminierungsrisiken, 
etwa Unterstellungen durch das Lehrpersonal, was die Unterstützungsfähigkeit der Eltern 
betrifft, sowie „feste“ Überweisungsquoten an bestimmte Schulformen. 
 
Studien zufolge kommt es in bis zu einem Viertel der Fälle zu Fehlplatzierungen. Hierfür sind 
nicht nur problematische Notengebungen verantwortlich. Selbst bei gleicher Leistung neigen 
Lehrer_innen dazu, Kindern mit Migrationshintergrund oder „niedriger sozialer 
Herkunft“ seltener eine Gymnasialempfehlung auszusprechen. Besonders kritisch ist 
diesbezüglich die fehlende Durchlässigkeit zwischen den Schultypen in Deutschland, die einen 
späteren Ausgleich der Benachteiligung erschwert.  



Formen von Diskriminierung in Schulen: 
Schulen reagieren teilweise nur unzureichend auf Erfahrungen ihrer Schüler_innen mit 
Diskriminierung. Umfassende Konzepte gegen Benachteiligungen sind selten. Werden Lernende 
in der Schule diskriminiert, kann dies jedoch ihr Selbstwertgefühl beeinträchtigen und zu 
schlechteren Leistungen führen. 
 
Besonders kritisch sieht die Antidiskriminierungsstelle des Bundes in diesem Zusammenhang 
das Verbot an einigen Schulen, in der eigenen Muttersprache zu sprechen. Deutsch als 
Unterrichtssprache sollte genügen, weitergehende Verbote stehen der Förderung der 
kulturellen Vielfalt und Identität entgegen. 
 
Auch in der Ausübung ihrer Religion können Schüler_innen besondere Benachteiligungen 
erfahren, insbesondere die rund 700.000 Lernenden muslimischen Glaubens an Schulen in 
Deutschland. Dazu gehört z. B. die vielfach mangelnde Akzeptanz von Schülerinnen mit 
Kopftüchern. Wie Studien zeigen, werden die Leistungen von Musliminnen mit Kopftüchern in 
der Schule häufig unterschätzt. 
 
Bei der Beachtung religiöser Bedürfnisse sind allerdings Ausnahmen möglich, etwa wenn der 
Schulfrieden gefährdet ist oder das Recht auf die freie Entfaltung der Persönlichkeit 
eingeschränkt werden könnte, z. B. durch eine vorschnelle Befreiung von Mädchen vom Sport. 
 
Fehlende Toleranz an Schulen herrscht auch gegenüber lesbischen, schwulen, bisexuellen und 
Trans*-Jugendlichen. „Schwul“, „Schwuchtel“ oder „Lesbe“ sind gängige Schimpfwörter auf 
den Schulhöfen, wie eine Umfrage an Berliner Schulen ergab. Hier machte sich nach Angaben 
der Schüler_innen sogar ein Drittel des Lehrkörpers über nicht geschlechtskonforme 
Lebensweisen lustig. 
 
Auch Behindertenfeindlichkeit äußert sich in Schulen. Sie reicht vom Anstarren und Verspotten 
bis hin zu Handgreiflichkeiten seitens der Schüler_innen. Lehrer_innen diskriminieren, indem 
sie diese Kinder nicht in Schutz nehmen, deren Interessen nicht ernst nehmen oder alltägliche 
Hilfen verweigern. 
 
Wenn Schüler_innen ständig benachteiligt werden, sinken Motivation, Leistung sowie die 
Identifikation mit den Bildungszielen. Die ständige Konfrontation mit bestimmten Stereotypen 
und Vorurteilen (etwa, dass türkischstämmige Jungen „aggressiv“, „machohaft“ usw. seien), 
kann langfristig die erfolgreiche Bildungsteilhabe verhindern. 
  



Umgang mit Diskriminierung in Schulen: 
Schulen fehlt es zum Teil immer noch an Vielfalt. Dies betrifft zum einen den Lehrkörper, der 
nach wie vor überwiegend weiblich und ohne Migrationshintergrund ist. Aber auch 
Schulmaterialien reproduzieren Stereotype, etwa rassistische Vorstellungen oder normative 
Vorstellungen über Familie. 
 
Lernenden und Lehrenden fehlt es gleichermaßen an Wissen über Rechte bei Diskriminierung, 
Beratungsmöglichkeiten und Ansprechpartner. Der gerichtliche Schutz scheitert oft an der 
langen Verfahrensdauer und psychologischen Hürden. Es braucht daher in den Schulen klare 
Regelungen zu Beschwerderechten und –verfahren sowie unabhängige Beschwerdestellen. 
Derzeit sind in der Regel Schulleitung und –aufsicht zuständig, was die Gefahr birgt, dass diese 
Vorwürfe von Diskriminierung bestreiten oder verdrängen. 
 

Hochschulen 

 
Zugang zur Hochschule: 
Der Zugang zur Hochschule ist für angehende Studierende mit Migrationshintergrund, mit 
Behinderungen oder einer „niedrigen sozialen Herkunft“ immer noch die zentrale Hürde. 
Gründe sind u. a. eingeschränkte Finanzierungsmöglichkeiten, eine mangelnde Vertrautheit mit 
dem System Hochschule, fehlende bauliche Barrierefreiheit und bürokratische Hindernisse. 
 
Besonders augenfällig werden die Probleme beim Merkmal der „sozialen Herkunft“. Kinder aus 
Akademikerfamilien haben eine dreimal so große Chance, ein Studium aufzunehmen, wie 
Kinder von Eltern ohne Hochschulausbildung. Eine entscheidende Rolle spielt die Frage der 
Finanzierbarkeit bzw. die Befürchtung von Studienberechtigten, dass das Studium nicht 
finanzierbar sein könnte. Zudem erhalten ältere Studierende nur unter bestimmten 
Voraussetzungen eine Ausbildungsförderung. 
 
Für Studienberechtigte mit Behinderung können besondere Auswahlkriterien diskriminierend 
sein, etwa die Anforderung beruflicher Vorerfahrungen oder besondere Mobilität. Bestimmte 
Nachteilsausgleiche wie die Verbesserung der Durchschnittsnote gewähren nicht mehr alle 
Hochschulen. 
 
Studierende mit ausländischer Staatsangehörigkeit, die ihre Studienberechtigung nicht in 
Deutschland erworben haben, stehen vor besonderen Hindernissen. Neben sprachlichen 
Hürden zählen hierzu langwierige bürokratische Zulassungsprozesse oder die nicht adäquate 
Anerkennung von Leistungsnachweisen aus dem Ausland. 
  



Diskriminierungsrisiken: 
Systematische Daten über Diskriminierungserfahrungen an deutschen Hochschulen gibt es 
bisher nicht. Fest steht, dass im Verlauf des Studiums Diskriminierung im Hinblick auf alle 
Merkmale des AGG wie auch die „soziale Herkunft“ stattfinden kann. Ursachen sind unter 
anderem die mangelnde Finanzierung für bestimmte Studierende, Hürden bei 
Prüfungssituationen wie mangelnde Barrierefreiheit, fehlende oder schwer zugängliche 
Information und Beratung und sexuelle Belästigung. 
 
Am Thema Studienabbruch lassen sich Diskriminierungserfahrungen festmachen: Zu den 
häufigsten Motiven für den Abbruch des Studiums zählen finanzielle Probleme aufgrund 
struktureller Benachteiligungen wegen der „sozialen Herkunft“, des Migrationshintergrunds 
oder einer Behinderung. Andere Probleme im Studienverlauf können z. B. fehlende 
akademische Kontakte sein, die den Erfolg eines Studiums absichern und berufliche 
Perspektiven aufzeigen können. 
 
Diversity an Hochschulen: 
Hochschulen entwickeln verstärkt Diversity-Maßnahmen zur Förderung von Vielfalt. Die 
Vermeidung von Diskriminierung spielt dabei allerdings noch eine untergeordnete Rolle. Es 
fehlt zudem an Diversity Mainstreaming, bei dem alle Diskriminierungsmerkmale gleichwertig 
und umfassend mitgedacht und adressiert werden. Das ADS-Modellprojekt 
„Diskriminierungsfreie Hochschule – Mit Wissen Vielfalt schaffen“ (2010-2012) bietet hier 
eine wichtige Grundlage, um Diskriminierungsrisiken zu erkennen und strategisch anzugehen. 
Dazu will die ADS eine Handreichung für Hochschulen veröffentlichen, die auf den 
Projektergebnissen aufbaut. Sie bietet eine Checkliste zur Identifizierung von 
Diskriminierungsrisiken, Good-Practice-Beispiele sowie Empfehlungen, wie Diversity-Strategien 
an der Hochschule verankert werden können. 
  



Empfehlungen zum Abbau von Benachteiligungen im 
Bildungsbereich 

 
• Den rechtlichen Schutz vor Diskriminierung im Bildungsbereich in Bezug auf alle AGG-

Merkmale sowie die „soziale Herkunft“ verstärken 
 
Notwendig ist eine klare Verankerung in den Kita-, Schul- und Hochschulgesetzen. Der 
Schutz sollte beim Zugang zu den Bildungsinstitutionen, während des Besuchs sowie 
beim Übergang zwischen den verschiedenen Institutionen greifen. 
 

• Umfassende Diversity-Strategien für den Bildungsbereich entwickeln und umsetzen 
 
Die Bekämpfung von Diskriminierung sollte immer als Teil von Diversity mitgedacht 
werden. Entsprechende Strategien müssen demnach alle AGG-Merkmale - sowie die 
„soziale Herkunft“ - einzeln, aber auch in ihrer Mehrdimensionalität berücksichtigen. 
Die Strategien müssen auf allen Ebenen des Bildungssystems verankert werden und alle 
Akteur_innen mit einbeziehen. 
 

• Einrichtung eines unabhängigen Beratungs- und Beschwerdesystems 
 
In den unterschiedlichen Bildungsinstitutionen braucht es zum Thema Diskriminierung 
unabhängige Ansprechpartner_innen, die umfassend bekannt gemacht werden und 
niedrigschwellig zugänglich sein müssen. Im frühkindlichen Bereich könnten solche 
Beratungs- und Beschwerdestellen mit Qualifizierungszentren zu Fragen wie der des 
Umgangs mit Vielfalt im Elementarbereich verbunden werden. Auch im schulischen 
Bereich braucht es eine professionelle Anlaufstelle für Schüler_innen, Lehrer_innen 
sowie Eltern. Für die Hochschulen wird die Einrichtung von Antidiskriminierungs- und 
Beschwerdestellen empfohlen. 
 

• Maßnahmen für den chancengleichen Zugang im frühkindlichen Bereich umsetzen 
 
Grundsätzlich braucht es für den „Zugang für alle“ ein ausreichendes Angebot an 
Kinderbetreuungsplätzen. Zudem sollte eine Beitragsfreiheit ab dem dritten Lebensjahr 
bzw. die Abschaffung der Elternbeiträge erwogen werden. Hierfür sollten die staatlichen 
Mittel entsprechend ausgeweitet werden. 
Daneben muss die Aus- und Fortbildung von Erzieher_innen hin zum Umgang mit 
Vielfalt und Diskriminierung ausgeweitet werden. Die Bildungspläne der Länder sollten 
diesbezüglich verbindliche Qualitätsstandards festschreiben. Der Umgang mit Vielfalt 
beinhaltet auch eine Organisationsentwicklung, die das Thema auf allen Ebenen mit 
einbezieht. Schließlich braucht es auch einen kritischen Blick auf Lehr- und 
Lernmaterialien, Respekt für Mehrsprachigkeit sowie eine bessere Teilhabe von Eltern 
und Kindern. 



• Maßnahmen gegen Diskriminierung in der allgemeinbildenden Schule umsetzen 
 
In Vorhaben für die Schulentwicklung sollten systematisch Themen wie der Schutz vor 
Diskriminierung und die Stärkung der Chancengleichheit integriert werden. Dafür 
brauchen die Schulen ausreichende finanzielle Mittel. Mit einer Umschichtung ist es 
nicht getan, da auch die Verpflichtungen aus der UN-Behindertenrechtskonvention hin 
zur schulischen Inklusion verwirklicht werden müssen. 
 

• Schließung rechtlicher Schutzlücken in den Schulgesetzen 
 
Soweit nicht vorhanden, sollten Schulgesetze Diskriminierungsverbote explizit 
formulieren. Dabei sollte auch über eine Aufnahme des Merkmals „soziale Herkunft“ 
nachgedacht werden, die einige Bundesländer bereits umgesetzt haben. Daneben 
sollten auch positive Maßnahmen - etwa zur Prävention - in die Schulgesetze 
aufgenommen werden. In den Landesgesetzen könnten auch Regelungen zu 
Beschwerderechten und –verfahren verankert werden. Darüber hinaus braucht es klare 
Regelungen, nur diskriminierungsfreie Schulmaterialien zuzulassen, sowie eine 
Überprüfung der Schulgesetze auf ihre religiöse Neutralität hin. 
 
Grundsätzlich muss rechtlich sichergestellt werden, dass alle Kinder einen 
diskriminierungsfreien Zugang zu Bildung erhalten, unabhängig von ihrem 
aufenthaltsrechtlichen Status, einer Behinderung oder sonstigen Faktoren. 
 

• Konzepte gegen Antidiskriminierung umsetzen 
 
Jede Schule sollte eine umfassende Konzeption gegen Diskriminierung erarbeiten und 
umsetzen. Zentrale Themen wären u. a. Diskriminierungsverbote, 
Gleichstellungsgebote, Schulungen und Fortbildungen zu Diversity und 
Antidiskriminierung für Lehrkräfte sowie Informations- und Beratungsrechte für 
Schüler_innen und Eltern. Empfehlenswert wären Leitfäden zur Auslage in den Schulen. 

 
 

• Schaffung eines qualifizierten schulischen Beschwerdemanagements 
 
Alle Bundesländer sollten verpflichtend ein qualifiziertes Beschwerdemanagement für 
Schulen schaffen. Dieses müsste unter anderem beinhalten, wo und wie Beschwerden 
aufgenommen werden, Beratung und Information stattfindet, Vorfälle untersucht, 
dokumentiert und evaluiert werden. Die Beschwerdestellen müssten zugleich präventiv 
tätig werden und im Diskriminierungsfall intervenieren können. Sie sollten unabhängig, 
neutral (gegebenenfalls aus der Schule ausgegliedert) und niedrigschwellig zugänglich 
sein.  



• Mehrgliedrigkeit überdenken, Ganztagsschulen und Inklusion stärken 
 
Die Mehrgliedrigkeit im Sekundarbereich und das frühe Ende der gemeinsamen 
Grundschulzeit sollten hinterfragt werden, da sie eine frühzeitige Segregation  fördern. 
Ganztagsschulen sollten weiter gestärkt werden. Die Landesgesetzgeber sind 
verpflichtet, ein Recht auf inklusive Beschulung in die Schulgesetze aufzunehmen. 
Zielbestimmungen oder Regelungen mit Vorbehalten reichen nicht aus. 
 

• Öffnung der Hochschulen fördern 
 
Ziel sollte eine „Hochschule für alle“ sein. Um dies zu erreichen, könnten z. B. Stipendien 
nach sozialen Kriterien für unterrepräsentierte Gruppen vergeben werden. Daneben 
sollten die Altersgrenzen für das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) und 
andere Stipendien aufgehoben werden. Ausländische Studierende brauchen eine 
arbeitsrechtliche Gleichstellung mit deutschen Studierenden.  
 
Mit aktiven Maßnahmen wie Mentoring-Programmen und Netzwerken könnten 
Studienberechtigte erreicht werden, die nicht zu den „traditionellen“ Studierenden 
zählen. Auch der Ausbau und die Weiterentwicklung unterschiedlicher Studienformate 
wie dem berufsbegleitenden Studium oder dem Fernstudium könnten dazu beitragen, 
bestimmte Gruppen zu erreichen. 
 
Eine Befreiung von Studiengebühren und –beiträgen könnte eine Entlastung für 
behinderte Studierende darstellen, die anderweitig mit Mehrkosten belastet sind. Hier 
bietet sich auch eine Erweiterung der bestehenden Nachteilsausgleiche an. Unbedingt 
notwendig ist auch der weitere Ausbau der Barrierefreiheit an Hochschulen beim 
Zugang, etwa der Ausbau barrierefreier Informationen und Beratung. 

  
• Hochschulen für Diskriminierungsrisiken sensibilisieren und Diversity voranbringen 

 
Generell müssen Studierende, Lehrende und Verwaltung für Diskriminierungsrisiken 
sensibilisiert werden, um diese zu erkennen und aufzudecken. Dafür braucht es die 
Entwicklung von umfassenden Diversity-Strategien. Empfohlen wird auch die 
systematische Aufnahme von Aspekten der Antidiskriminierung in die hochschul- und 
wissenschaftsbezogenen Förderprogramme sowie eine Verankerung von Diversity-
Strategien im Hochschulrahmengesetz und den Landeshochschulgesetzen. Hier wäre 
auch die Einführung eines Bund-Länder-Programms „Vielfalt an Hochschulen“ denkbar 
und wünschenswert. 

  



• Forschung ausbauen und vertiefen 
 
Angesichts der Forschungslücken in Bezug auf Diskriminierung im Bildungsbereich 
braucht es ein umfassendes Monitoring und die Evaluation der umgesetzten Diversity- 
und Antidiskriminierungsmaßnahmen. Zugleich sollten Forschungslücken z. B. zu 
folgenden Themen geschlossen werden: wo und wie Diskriminierung stattfindet; welche 
spezifischen Gruppen benachteiligt werden oder welche institutionellen Ursachen dafür 
bestehen, dass Antidiskriminierungsmaßnahmen nicht umgesetzt werden.  

 
Arbeit 

 
Sowohl beim Übergang von der Ausbildung in den Beruf, bei der Aufnahme einer Arbeit aus der 
Erwerbslosigkeit heraus wie auch bei der Karriere und im Berufsalltag gibt es vielfältige 
Diskriminierungsrisiken. 
 
Beim Zugang zur Arbeit spielt insbesondere die ethnische Herkunft eine große Rolle. Wie 
Anfragen bei der Beratungsstelle der ADS zeigen, werden ausländische Berufsabschlüsse und –
erfahrungen häufig nicht anerkannt. Teilweise werden von den Bewerber_innen sachlich nicht 
gerechtfertigte Voraussetzungen für die angebotene Stelle verlangt (z. B. sehr gute 
Deutschkenntnisse für die Stelle einer Reinigungskraft). Daneben gibt es 
Stellenausschreibungen, die bestimmte Gruppen z. B. aufgrund des Alters ausschließen. Auch 
erhalten schwerbehinderte Menschen trotz der gesetzlichen Verpflichtung nicht immer eine 
Einladung zum Vorstellungsgespräch. 
 
Im Arbeitsleben selbst gibt es (Beratungs-)Fälle von Mobbing von Vorgesetzten und 
Kolleg_innen, die einen rassistischen, frauenfeindlichen oder homophoben Hintergrund haben. 
Es werden Karrierechancen aufgrund von Teilzeitwünschen, Schwangerschaft, einer 
Behinderung oder des Alters verwehrt oder nur minderwertige Arbeiten angeboten. 
 
Forschungsergebnisse zu Diskriminierung im Arbeitsleben: 
Bereits die Analyse von Arbeitsmarktstatistiken gibt Hinweise auf eine strukturelle 
Benachteiligung in Bezug auf die AGG-Merkmale Geschlecht, Behinderung, ethnische Herkunft 
und Alter. Die Benachteiligung einzelner Gruppen wird durch bestimmte Faktoren geradezu 
gefördert: So z. B. die zunehmende Segregation des Arbeitsmarktes entlang normaler und 
atypischer bzw. geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse sowie die Aufteilung in „Frauen“- und 
„Männer“-Berufe. Vom Aufschwung der vergangenen Jahre profitierten Menschen mit 
Behinderung oder Migrationshintergrund aber deutlich seltener. 
 
Der Erwerbsanteil von Frauen ist gestiegen. Frauen arbeiten aber wesentlich häufiger in Teilzeit 
und im Niedriglohnsektor. In geringfügig entlohnter Beschäftigung finden sich Frauen nahezu 
doppelt so häufig wie Männer. 
  



Der Anteil der Erwerbstätigen mit Migrationshintergrund liegt deutlich hinter dem der 
deutschen Erwerbstätigen (64 zu 78,2 %), insbesondere im öffentlichen Sektor. In der 
Kernbelegschaft der Betriebe findet sich nur ein geringer Prozentsatz von Menschen mit 
Migrationshintergrund, wesentlich mehr dagegen in Bereichen mit unsicherer Entlohnung und 
geringen Anforderungen an die Qualifikation. 
 
Für Menschen mit Behinderungen und/oder chronischen Krankheiten ist der Zugang zum 
allgemeinen Arbeitsmarkt weiterhin sehr schwer. Behinderte Menschen, die dort keinen Platz 
finden, arbeiten überwiegend in Werkstätten für behinderte Menschen oder unterhalb ihres 
Qualifikationsniveaus. 
 
Übergang zwischen Schule und Ausbildung: 
Wie bereits gezeigt, bestimmen Diskriminierungen in der Schule den späteren Verlauf von Beruf 
und Ausbildung mit. Diskriminierungsrisiken beim Übergang zu einer Ausbildung lassen sich 
jedoch nur zum Teil auf solche bereits erfolgten Benachteiligungen zurückführen. Wer eine 
„niedrige soziale Herkunft“, einen spezifischen Migrationshintergrund, eine sichtbare 
Religionszugehörigkeit oder eine Behinderung hat, dessen Chancen auf einen dualen 
Ausbildungsplatz sinken. Auch Geschlecht und Alter spielen eine Rolle. 
 
Betriebe stellen bestimmte Erwartungen an die „Normalität“ bzw. „Passung“ von 
Jugendlichen. So gibt es sachlich unbegründete Befürchtungen, bestimmte Jugendliche könnten 
Kund_innen abschrecken oder weniger Leistung zeigen. Ihre Potenziale und Kompetenzen 
werden dabei übersehen. 
 
Ethnische Herkunft und vermeintliche „soziale Herkunft“ hängen hier eng zusammen. Die 
„Gatekeeper“ auf dem Weg zur Ausbildung (d.h. Menschen in Schlüsselpositionen, die über den 
Zugang zu einer Ausbildung entscheiden) gehen häufig davon aus, dass ausländische 
Jugendliche nur über unzureichende Deutschkenntnisse verfügen und große schulische Defizite 
haben. Zugleich verallgemeinern sie Faktoren wie die Leistungsmotivation und Zuverlässigkeit. 
 
Jugendlichen mit Behinderung wird zum Teil eine geringere Leistungsfähigkeit und 
Belastbarkeit zugeschrieben, was die Chancen auf eine berufliche Ausbildung deutlich 
verringert. Auffallend ist, dass Schüler_innen aus Förderschulen oft ohne Prüfung ihrer 
Fähigkeiten und Kenntnisse direkt in Werkstätten für behinderte Menschen eingegliedert 
werden. 
 
Zugang zum Arbeitsplatz: 
Der Name von Bewerbenden und die damit verbundene ethnische oder „soziale Herkunft“, das 
Geschlecht, die Religionszugehörigkeit, das Alter sowie Behinderungen und chronische 
Krankheiten können zu Diskriminierungen beim Zugang zu einem Arbeitsplatz führen. 
Arbeitgeber vermuten im Vorhinein Defizite, etwa der Sprachkenntnisse, sowie eine negative 
Wirkung auf Kund_innen oder vermeintliche Kosten durch Ausfallzeiten und den Ausbau der 
Barrierefreiheit. 
  



Eine besonders große Ausgrenzung beim Zugang zu einer Arbeitsstelle erfahren Frauen mit 
Kopftuch. Hier scheinen die kulturellen Stereotype und Vorurteile, ungeachtet der Qualifikation 
der Bewerberin, am größten zu sein, ebenso die Vorbehalte wegen vermeintlicher negativer 
Auswirkungen beim Kund_innenkontakt. Die ADS bewertet in diesem Zusammenhang  
landesrechtliche Verbote religiöser Symbole als problematisch. Diese könnten sich negativ bis 
in den privatwirtschaftlichen Bereich hinein auswirken. 
 
Arbeitgeber_innen sehen teilweise  auch den besonderen Kündigungsschutz für 
schwerbehinderte und gleichgestellte Menschen und Schwangere bzw. Frauen in Elternzeit als 
Einstellungshindernis. Insbesondere kleinere und mittlere Unternehmen fürchten hohe Kosten. 
 
Auch weniger sichtbare Merkmale führen zu Diskriminierung, etwa die gleichgeschlechtliche 
Orientierung oder das Leben als Trans*-Person. Daneben können Altersbilder zu 
Benachteiligungen führen, beispielsweise das Vorurteil, dass ältere Menschen weniger lernfähig 
seien. 
 
Nicht nur Stellenausschreibungen, die bestimmte Gruppen ausschließen (s. o.), können 
diskriminierend sein. Vor allem in der ersten Phase des Bewerbungsprozesses, also vor dem 
ersten Vorstellungsgespräch, findet Diskriminierung statt. Anonymisierte 
Bewerbungsverfahren eignen sich hier als Instrument, um Chancengleichheit herzustellen und 
die Qualifikation der Bewerber_innen in den Vordergrund zu bringen. Ein entsprechendes 
Modellprojekt der ADS hat diesbezüglich positive Ergebnisse gezeigt. 
 
Ausnahme Religionsgemeinschaften/kirchliche Arbeitgeber: 
Religionsgemeinschaften dürfen bei der Einstellung von Mitarbeiter_innen die Zugehörigkeit 
zur eigenen Glaubensgemeinschaft  fordern. Voraussetzung ist allerdings, dass es sich hierbei 
nach dem Selbstverständnis der jeweiligen Religionsgemeinschaft um eine gerechtfertigte 
berufliche Anforderung handelt. Diese Ausnahme ist in § 9 I AGG geregelt und rechtfertigt eine 
unterschiedliche Behandlung von Bewerber_innen aufgrund der Religionszugehörigkeit. 
Kirchliche Arbeitgeber_innen und Religionsgemeinschaften dürfen daher unter den genannten 
Voraussetzungen konfessionslose oder einer anderen Religion angehörende Bewerber_innen 
ablehnen. 

 
Belästigung/Mobbing am Arbeitsplatz: 
Über Form und Ausmaß von Belästigungen und Mobbing am Arbeitsplatz ist wenig bekannt, 
weil Betroffene die Fälle selten öffentlich machen. Fest steht, dass Vorfälle in Bezug auf alle 
AGG-Merkmale vorkommen. Ältere Studien belegen zudem einen beträchtlichen Umfang 
sexueller Belästigung von Frauen am Arbeitsplatz. Betroffen sind vor allem 
Berufseinsteigerinnen, Frauen in untergeordneten Positionen oder prekären 
Arbeitsverhältnissen sowie Frauen in typischen Männerdomänen. 
  



Belästigung und Mobbing haben negative Folgen für die Gesundheit, Leistungsfähigkeit sowie 
auch die Loyalität zum Betrieb und die Motivation der Betroffenen. Obwohl also der ganze 
Betrieb von den negativen Effekten betroffen sein kann, fehlt es bisher an umfassenden 
Konzepten zur Prävention und Intervention. 
 
Belästigungen sind im AGG klar definiert. Wenn Mobbing am Arbeitsplatz in Anknüpfung an 
eines der AGG-Merkmale erfolgt, kann dies als Belästigung angesehen werden. Sexuelle 
Belästigung am Arbeitsplatz ist nach dem AGG klar verboten. Das Gesetz verpflichtet 
Arbeitgeber_innen außerdem,  Maßnahmen zu ergreifen, um sexuelle Belästigung zu 
unterbinden und Mitarbeiter_innen zu schützen. 
 
Diskriminierung und Karriere: 
Auch beim Aufstieg innerhalb eines Betriebes sowie den Möglichkeiten der Fort- und 
Weiterbildung spielen unterstellte Defizite und der fehlende „Nutzen“ für Unternehmen eine 
Rolle. Diskriminierung in diesem Bereich trägt dazu bei, dass Frauen, Menschen mit 
Migrationshintergrund, mit Behinderung sowie LSBTI*-Personen in Führungspositionen deutlich 
unterrepräsentiert sind. 
 
Frauen werden beim Aufstieg zusätzlich durch strukturelle Faktoren wie 
Erwerbsunterbrechungen aufgrund von Familienphasen und Teilzeitarbeit benachteiligt. Die 
„gläserne Decke“, an die Frauen beim Aufstieg stoßen, betrifft jedoch auch andere Gruppen, 
etwa Menschen mit Migrationshintergrund. 
 
Wenig chancengleich gestaltet sich auch der Zugang zu Fort- und Weiterbildung. So nehmen 
Menschen mit Migrationshintergrund deutlich seltener an Weiterbildungsmaßnahmen teil. In 
fast allen Branchen bilden sich Männer häufiger weiter als Frauen, Menschen ohne amtlich 
anerkannte Behinderung häufiger als solche mit Behinderung. Auch Ältere nehmen seltener an 
Weiterbildung teil. Gemeinsam ist allen Fällen, dass Betriebe die Investitionen als 
„lohnenswert“ erachten wollen. Wer z. B. durch familiäre Verpflichtungen oder aufgrund des 
Alters auszufallen droht, wird seltener für eine Teilnahme vorgeschlagen und finanziert. 
Benachteiligungen im Bereich der Fort- und Weiterbildung können auch dazu führen, dass 
„lebenslanges Lernen“ erschwert wird, was sich zum Nachteil der betroffenen Beschäftigten 
auswirken kann. 
 
Entgeltungleichheit: 
Entgeltungleichheit gibt es nicht nur zwischen Männern und Frauen, sondern beispielsweise 
auch zwischen Beschäftigten mit und ohne Migrationshintergrund sowie mit und ohne 
Behinderung. Das Risiko der Entgeltungleichheit wird dadurch erhöht, dass Kriterien für eine 
diskriminierungsfreie Bewertung von Arbeit fehlen und Prüfinstrumente wie Logib-D und eg-
check.de von den Unternehmen nicht umfassend genutzt werden. 
  



Die unbereinigte Lohnlücke zwischen Männern und Frauen in Bezug auf den durchschnittlichen 
Bruttostundenlohn aller Erwerbstätigen betrug 2012 laut Statistischem Bundesamt 22 %. 
Werden die strukturellen Ursachen wie die schlechtere Entlohnung von „Frauenberufen“ davon 
abgezogen, bleibt immerhin noch eine bereinigte Lohnlücke von ca. 8 %. Bei diesem 
sogenannten „unerklärten Rest“ kann mittelbare oder unmittelbare Diskriminierung vorliegen. 
 
Klagen vor Gericht wegen Gehaltsunterschieden gab es bisher nur wenige. Das könnte auf 
mangelnde Transparenz und die dadurch schwierige Beweislage zurückzuführen sein. Das AGG 
spricht überdies den Schutz vor Diskriminierung in Bezug auf das Arbeitsentgelt zwar an, macht 
ein Verbot aber nicht deutlich sichtbar.  
 
Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses: 
Auch bei der Beendigung eines Beschäftigungsverhältnisses kann es zu Benachteiligungen 
kommen. Insbesondere bei atypischen Beschäftigungsverhältnissen gibt es Beschwerden über 
die Umgehung von Beschäftigtenschutzrechten. In diesem Bereich sind Frauen, jüngere 
Beschäftigte und Menschen mit Migrationshintergrund überrepräsentiert. Bestimmte 
Beschäftigte sind daher stärker dem Risiko von Diskriminierung bei der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses ausgesetzt. 
 
Im Zusammenhang mit einem im AGG geschützten Merkmal werden immer wieder 
Beschäftigte aus einem Arbeitsverhältnis gedrängt. Dies betrifft z. B. Kündigungen aufgrund 
einer Entscheidung, ein Kopftuch zu tragen oder aufgrund einer chronischen Krankheit. Ohne 
sachliche Begründung ist hier von einer Diskriminierung auszugehen. Der Nachweis vor Gericht 
ist allerdings schwer, da bewiesen werden muss, dass die Kündigung direkt aus einem AGG-
Merkmal resultiert. 
 
Altersgrenzen spielen auf dem Arbeitsmarkt bei der Beendigung von Beschäftigung eine 
bedeutende Rolle. Ob das gesetzliche Rentenalter an sich bereits eine Diskriminierung darstellt, 
ist unklar. Eine Flexibilisierung ist jedoch aus ADS-Sicht angebracht. Zugleich sollten 
tarifvertragliche Regelungen auf Benachteiligungen hin überprüft werden. 
 
Förderung von Diversity in der Arbeitswelt: 
Bisher hat die Förderung von Diversity im Arbeitsleben, in der Privatwirtschaft und im 
öffentlichen Sektor nur geringe Bedeutung. Meist konzentrieren sich Unternehmen und 
Verwaltung auf einzelne Dimensionen, horizontal angelegte Strategien fehlen dagegen. Von 
den Vorteilen von Vielfalt und Chancengleichheit im Arbeitsleben will das ADS-Projekt 
„Chancen gleich(heit) prüfen – Diversity-Mainstreaming für Verwaltungen“ überzeugen. Bei 
der Umsetzung gemeinsam mit Partnerverwaltungen aus ganz Deutschland 2010 und 2011 
zeigte sich im Ergebnis, dass es zwar viele Maßnahmen, aber keine umfassende Diversity-
Strategie gibt. Es mangelt an Informationen und Vernetzung. Außerdem gibt es teils große 
Widerstände bei der Umsetzung, etwa die Angst vor zusätzlichem Arbeitsaufwand. Dabei 
verfügen Verwaltungen bereits über vielfältige Möglichkeiten, Diversity zu fördern. Diese gilt es 
stärker zu nutzen und bekannter zu machen. 
 



Empfehlungen zum Abbau von Benachteiligungen im 
Arbeitsleben 

 
• Diversity-Konzepte weiterentwickeln, vielfältige Belegschaft fördern 

 
Diversity-Konzepte können sich positiv auf das Betriebsklima, den Erfolg eines 
Unternehmens wie auch den Kontakt zu Kund_innen auswirken. Ein umfassendes 
Diversity-Konzept sollte auf alle AGG-Dimensionen ausgerichtet sein. Wichtig ist dabei, 
dass die gesamte Organisation, von der Leitung bis hin zu den einzelnen 
Mitarbeiter_innen, mit einbezogen wird. In Betriebsvereinbarungen können 
Diskriminierungsverbote festgeschrieben werden 
 

• Betriebliche und außerbetriebliche Beschwerde- und Beratungsstellen stärken 
 
Arbeitgeber_innen sind nach dem AGG verpflichtet, Beschwerdestellen einzurichten. 
Diese sind den Mitarbeiter_innen aber häufig nicht bekannt; sie sollten daher 
regelmäßig über ihre Rechte und Ansprechpartner_innen informiert werden. Die Stellen 
sollten auf alle AGG-Merkmale ausgerichtet sein und explizit auch eine Ansprechperson 
für sexuelle Belästigung benennen. Zusätzlich muss außerhalb des Betriebes eine 
niedrigschwellige, kompetente Antidiskriminierungsberatung sichergestellt werden, da 
viele Beschäftigte innerbetrieblichen Stellen nicht ausreichend vertrauen. 
 

• Transparenz im Lohnsystem herstellen 
 
Um eine Prüfung von Entgeltstrukturen in Tarifverhandlungen einzubinden, muss der 
Anspruch auf gleiches Entgelt gestärkt werden. Dazu könnte die explizite Verankerung 
des Verbots der Entgeltdiskriminierung im AGG beitragen. Im Vorfeld müssten allerdings 
Kriterien für eine diskriminierungsfreie und geschlechtsneutrale Bewertung der Arbeit 
entwickelt werden. Die Überprüfung der Entgeltstrukturen durch die 
Tarifvertragsparteien solle dann ein gängiger und fester Bestandteil von 
Tarifverhandlungen werden. Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes könnte – bei 
besserer Ausstattung – den Tarifparteien beratend zur Seite stehen und im Streitfall 
schlichten. 

  
• Innovative Personalrekrutierung umsetzen 

 
Chancengleichheit kann durch neue Rekrutierungsstrategien wie die anonymisierte 
Bewerbung vorangebracht werden. Arbeitgeber_innen, die dieses Verfahren nicht 
einführen wollen, sollten zumindest den Verzicht auf Bewerbungsfotos erwägen.  
 
Diskriminierungen können auch dadurch vermieden werden, dass die Potenziale und 
Kompetenzen der Arbeitsuchenden stärker in den Vordergrund gerückt werden. Hier 



braucht es eine stärkere Sensibilisierung der Personalverantwortlichen sowie - 
insbesondere auf Ebene der Länder - eine weitere Vereinheitlichung der beruflichen 
Anerkennung. Entscheidend bei der Personalrekrutierung sind auch positive 
Maßnahmen zur Schaffung einer vielfältigeren Belegschaft, etwa Quoten und 
Förderprogramme.  
 

• Rechtliche Schranken überprüfen 
 
Beschäftigungsverbote für Flüchtlinge oder Maßnahmen wie die Vorrangprüfung sollten 
auf mögliches diskriminierendes Potenzial hin untersucht und gegebenenfalls geändert 
werden. 
 
Landesrechtliche Verbote religiöser Symbole sollten neu diskutiert werden, da sie z. B. 
für kopftuchtragende Frauen eine Benachteiligung darstellen. Zunehmend rückt auch 
das Thema der potentiellen Benachteiligungsrisiken bei kirchlichen Arbeitgeber_innen in 
den Blickpunkt der Öffentlichkeit. Nachdem die Reichweite des kirchlichen 
Selbstbestimmungsrechts durch den europäischen Gerichtshof noch nicht abschließend 
geklärt ist, sollten kirchliche Arbeitgeber_innen ihre Rechte nach § 9 AGG zurückhaltend 
anwenden. 
 

• Spezifische Bedürfnisse berücksichtigen 
 
Um Mitarbeiter_innen nicht zu benachteiligen, sollten Maßnahmen zur 
Berücksichtigung spezifischer Bedürfnisse aufgrund des Alters, des Geschlechts, der 
ethnischen Herkunft, einer Behinderung, der Religion oder Weltanschauung bzw. der 
sexuellen Identität umgesetzt werden. Dazu gehören Maßnahmen wie die rechtlich 
verankerte Herstellung von Barrierefreiheit, aber auch flexible Arbeitszeiten und 
Kinderbetreuung,  Angebote zur Gesundheitsförderung oder auch die Berücksichtigung 
religiöser Essgewohnheiten in Kantinen. 
 

• Diversity-orientierte Unterstützung beim Aufstieg 
 
Hier gilt es, mögliche Barrieren beim innerbetrieblichen Aufstieg für bestimmte Gruppen 
(Frauen, Menschen mit Migrationshintergrund, behinderte Mitarbeiter_innen etc.) zu 
identifizieren und zu analysieren. Wichtig ist außerdem die Sicherung eines 
chancengleichen Zugangs zu Weiterbildung, z. B. durch Mentoring-Programme und 
Netzwerke für spezifische Gruppen, aber auch die Festlegung verbindlicher Quoten. 

  
  



• Diskriminierung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses erkennen 
 
Spezifische Schulungen für Betriebs- und Personalräte sowie Mitarbeiter_innen können 
dazu beitragen, dass Diskriminierungen im Zusammenhang mit Kündigungen erkannt 
werden. Mitarbeitende sollten über ihre Möglichkeiten bezüglich 
Kündigungsschutzklagen informiert und ggf. an Antidiskriminierungsberatungsstellen 
verwiesen werden. Ebenso muss die Koppelung von Regelaltersgrenze und Beendigung 
der Beschäftigung geprüft werden. 
 
 

Mehr Informationen: 
 

Der vollständige Bericht steht => hier in elektronischer Form zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kontaktdaten: Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
  Glinkastraße 24  
  10117 Berlin 
  Telefon: +49 (0) 3018 555 – 1855 
  Juristische Erstberatung - E-Mail: beratung@ads.bund.de 
  Allgemeine Anfragen - E-Mail: poststelle@ads.bund.de 
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